
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 11.11.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 028/610-13 

Vorlage: 028/2025/0024 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Hillesheim 01.12.2025 8 Öff.    

 
    

 
Ortsgemeinde Hillesheim; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "An der Jungwiese II, 3. 
Änderung"; 
A) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
B) Bereitstellung von Haushaltsmitteln  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, 
 
A) die Aufstellung des Bebauungsplans „An der Jungwiese II, 3. Änderung“ gemäß § 2 Abs. 

1 Baugesetzbuch (BauGB) im Regelverfahren für den Bereich der Kleingartensiedlung 
mit dem Ziel der Umwandlung in ein Sondergebiet, das der Erholung, Spiel- und Freizeit 
dient. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ergibt sich aus dem in der 
Anlage A1 beigefügtem Lageplan, der Bestandteil dieses Beschlusses ist. 

 
B) die Bereitstellung von Haushaltsmitteln in Höhe von 50.000 € für die Aufstellung des 

Bebauungsplans (Parallelverfahren) einschließlich der hierfür erforderlichen Pla-
nungs- und Gutachterleistungen. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
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      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Sigmund) 
Haushaltsachbearbeiter 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Klassen)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der Bauleitpla-
nung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maß-
gabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „An der Jungwiese II, 3. Änderung“ sollen die baupla-
nungsrechtlichen für ein Sondergebiet, das der Erholung, Spiel- und Freizeit dient, im Rahmen 
einer LEADER-Förderung geschaffen werden. 

Hierfür ist im Parallelverfahren eine Änderung des Flächennutzungsplans (FNP 2030) erforder-
lich. 
 
• Städtebauliche Begründung und Ziele der Planung: 
 
Die Gemeinde beabsichtigt, für die bislang als Kleingartensiedlung genutzte Fläche einen Be-
bauungsplan im Parallelverfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans (FNP 2030) aufzu-
stellen, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Sondergebiet, das der Erholung, 
Spiel- und Freizeit dient, im Rahmen einer LEADER-Förderung zu schaffen. Anlass ist die beab-
sichtigte qualifizierte Weiterentwicklung des bestehenden, stark frequentierten Areals zu ei-
nem wohnortnahen, barrierearmen Freizeit- und Begegnungsraum mit ergänzender Infra-
struktur. Das Planungsziel besteht darin, die bauliche und nutzungsrechtliche Zulässigkeit für 
die wesentlichen Anlagen und Einrichtungen (E‑Bike‑Ladestation, Fahrradreparaturstation, 
barrierefreie und vandalismusresistente WC‑Anlage mit Wickeltisch, zusätzliche 
Bank‑Tisch‑Kombinationen, ein naturnaher Learn‑ & Work‑Space mit Stromanschlüssen und 
frei zugänglichem WLAN sowie eine maßvolle Ergänzung an geordneten Stellplätzen) rechts-
sicher festzusetzen, die Erschließung zu ordnen und Konflikte mit der bisherigen kleingärtne-
rischen Nutzung zu vermeiden. 
 
Die Aufstellung im Parallelverfahren ist erforderlich, um zeitgleich mit der FNP‑Änderung die 
Feinsteuerung durch Festsetzungen des Bebauungsplans zu ermöglichen und damit Planungs-
sicherheit für die LEADER‑Antragstellung, die nachfolgenden Vergabeschritte und die Umset-
zung zu schaffen. Der Bebauungsplan soll die Art der baulichen Nutzung als „Sondergebiet – 
Spiel- und Freizeitgelände“ oder vergleichbar festlegen, zulässige Anlagen und Nebenanlagen 
konkretisieren, die überbaubaren Flächen, Baugrenzen und Flächen für die Nebenanlagen de-
finieren und die Freiflächen- und Wegegestaltung regeln. Zur Sicherung der Barrierefreiheit 
sind barrierefreie Wegeverbindungen, niveaufreie Zugänge und geeignete Aufenthaltsberei-
che festzusetzen. Zur Stärkung der klimafreundlichen Mobilität werden sichere 
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Radabstellanlagen, Ladeinfrastruktur und die Fahrradreparaturstation planungsrechtlich gesi-
chert. Die Stellplatzergänzung erfolgt flächensparend und landschaftsverträglich auf einer be-
nachbarten gemeindeeigenen Teilfläche; Eingriffe werden minimiert und durch Begrünungs-
maßnahmen ausgeglichen. 
 
Im Rahmen der städtebaulichen Ordnung werden Erschließung, Verkehrssicherheit und Im-
missionsvorsorge berücksichtigt. Die Erreichbarkeit für zu Fuß Gehende und Radfahrende wird 
durch ein feingliedriges, barrierearmes Wegekonzept gestärkt; Kfz‑Verkehre werden durch 
eine klare Stellplatzordnung und kurze interne Fahrbeziehungen gebündelt, um das Areal 
weitgehend fußgängerfreundlich zu halten. Betriebszeiten und Nutzungsregelungen für lärm-
intensive Einrichtungen werden im Rahmen der textlichen Festsetzungen adressiert, um Be-
lange des Immissionsschutzes zu wahren und eine verträgliche Einbindung in das Umfeld si-
cherzustellen. Die digitale Erschließung mittels frei zugänglichem WLAN sowie die technische 
Versorgung (Strom für Lern‑ und Arbeitsplätze, Sanitärinfrastruktur) werden konzeptionell ge-
sichert; datenschutz- und telekommunikationsrechtliche Anforderungen werden in der Aus-
führungsplanung beachtet. 
 
Naturschutz, Klimaresilienz und Regenwasserbewirtschaftung sind integraler Bestandteil der 
Planung. Der Bebauungsplan verfolgt eine flächenschonende Gestaltung mit Begrenzung ver-
siegelter Flächen auf das notwendige Maß, den Einsatz klimaangepasster, standortgerechter 
Bepflanzungen und die Schaffung schattenspendender Aufenthaltsbereiche. Ein nachhaltiges 
Niederschlagswasser- und Versickerungskonzept mit dezentralen Rückhalteelementen wird 
vorgesehen; die Details werden über Festsetzungen zu Oberflächenmaterialien, Versicke-
rungsflächen und Grünordnungsmaßnahmen gesichert. Erforderliche artenschutz- und um-
weltfachliche Untersuchungen werden im Verfahren durchgeführt; sofern Eingriffe unver-
meidlich sind, werden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach Maßgabe der naturschutz-
rechtlichen Vorgaben festgesetzt. 
 
Die Maßnahme verknüpft Daseinsvorsorge, Naherholung und klimafreundliche Mobilität und 
unterstützt die regionale Vernetzung mit den von Rheinhessen‑Touristik und dem Touris-
mus‑Verein der VG Rhein‑Selz geplanten Radrundwegen. Damit leistet sie einen Beitrag zur 
regionalen Wertschöpfung, stärkt Familienfreundlichkeit, soziale und digitale Teilhabe und er-
höht die Aufenthaltsqualität für Bevölkerung und Gäste. Die parallele Aufstellung von FNP‑Än-
derung und Bebauungsplan gewährleistet einen zügigen, rechtssicheren Ablauf, schafft die 
Grundlage für die LEADER‑Förderantragstellung und ermöglicht die abgestimmte Durchfüh-
rung der gesetzlich vorgesehenen Beteiligungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
Träger öffentlicher Belange. Die Gemeinde stellt die erforderlichen Planungsunterlagen be-
reit, beauftragt die notwendigen Fachgutachten und sichert die Finanzierung einschließlich 
des kommunalen Eigenanteils im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten. Unter Ab-
wägung der öffentlichen und privaten Belange wird die Aufstellung des Bebauungsplans als 
städtebaulich folgerichtig und im Interesse einer geordneten Entwicklung des Standorts be-
wertet. 
 
Zur Erreichung der Planreife und damit als Voraussetzung für nachfolgende Genehmigungs- 
und Förderverfahren sind Planungsleistungen (städtebaulicher Entwurf, Umweltprüfung, 
Fachgutachten, Beteiligungsverfahren, Satzungserstellung) zu beauftragen. Hierfür werden 
ca. 50.000 € benötigt. Eventuelle Kosten für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind darin 
nicht enthalten und werden zu gegebener Zeit in einem späteren Haushalt konkretisiert. 
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Bauanträge für Einzelmaßnahmen können frühestens mit Planreife des Bebauungsplans ge-
stellt werden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans „An der Jungwiese II, 3. Änderung“ um-
fasst die folgenden Flurstücke der Flur 19: 62/3, 62/4, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 123, 127/1, 
127/2, 127/3. 
 
Anlage(n):  A1_Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans „An der Jungwiese II, 3. 

Änderung“ der Ortsgemeinde Hillesheim
  
 
 


